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150.000 Euro hat die Party von 
Oberbürgermeister Dirk Hilbert 
für alle Neu-18-Jährigen im Rat-
haus gekostet. Man muss schon tief 
in die Tasche greifen, wenn politi-
sche Überzeugungsarbeit nur noch 
über hochprozentige Argumente 
funktioniert. 

Dabei könnte es doch andere 
Wege geben, junge Menschen und 
auch Menschen anderen Alters für 
kommunalpolitische Vorgänge zu 
gewinnen – zum Beispiel, indem 
man sie in den Mittelpunkt politi-
schen Wirkens stellt. Sei es, indem 
man kritisch nachfragt, wenn die 
Stadt Parkbänke entfernt, um dort 
schlafende Wohnungslose aus dem 
Stadtbild zu streichen, sei es, wenn 

eine Mitarbeiterin unserer Frak-
tionsgeschäftsstelle auf Hinweis 
eines unserer Genossen so lange 
insistiert bis neue Behinderten-
parkplätze am Rathaus entstehen. 

Aber: Kommunalpolitik kann 
dann Vertrauen aufbauen, wenn 
sie nicht nur für die Menschen, son-
dern auch mit ihnen stattfindet, sei 
es bei der Bürgerbeteiligung zur 
Reaktivierung der Robotron-Kanti-
ne oder bei der Diskussion um ei-
ne BRN-Satzung, die dem Fest viel-
leicht seinen selbstverwalteten 
Charakter zurückgibt. 

Der Streit um die Poller am Strie-
zelmarkt steht sinnbildlich für un-
ser Selbstverständnis. Der Ober-
bürgermeister stellt berauschende 

Partynächte auf der einen Seite 
und mögliche Terroranschläge auf 
der anderen Seite in Aussicht. 

Immer geht’s ums große Ge-
fühl, der nüchterne Blick auf das, 
was unsere Gesellschaft wirklich 
braucht, tritt hinter der großen 
Emotion zurück und erst Recht der 
Anspruch, Politik für und mit mün-
digen Bürgerinnen und Bürgern 
zu machen. Geschüttelt vor Angst 
oder durch wummernde Beats – so 
ist dem OB (und nicht nur ihm) das 
Wahlvolk am liebsten. 

Dem setzen wir unsere alltäg-
liche Arbeit entgegen, die aufge-
führten Beispiele dafür finden sich 
auf den nächsten Seiten.

 Die Redaktion

Geschüttelt und gerührt

Stadtrat Christopher Colditz ist da-
rauf aufmerksam gemacht worden, 
dass an der Grünanlage Wiener Platz, 
Ecke Reitbahn- und Breslauer Stra-
ße, von einem zum anderen Tag die 

Parkbänke fehlten. In diesem Bereich ruhten 
sich nicht nur ältere Dresdner*innen auf ihrem 
Heimweg vom Einkauf aus, auch Obdach lose, 
die in der Nacht einen trockenen Schlafplatz 
suchen, hat man dort öfter gesehen. Aus die-
sem Grund ist die Frage aufgeworfen worden, 
ob das Verschwinden der Parkbänke etwas 
mit den Obdachlosen zu tun haben könnte, 
auch wenn eine Verschmutzung in dieser Ecke 
schon länger ein Problem ist und sicher nicht 
erst durch Obdachlose verursacht wurde. So 
eine Entwicklung wäre enorm bedenklich und 
ist eigentlich eher aus wohlsituierten Wohnge-
genden wie in München bekannt. 

Daher stellte er die Frage an OB Hilbert: 
»Aus welchem Grund wurden die Sitzbänke 
entfernt?« Die Antwort auf diese Anfrage fiel 
sehr überraschend aus. » Seite 2

Politik arbeitet gern mit den Emotionen derjenigen, die sie zu 
vertreten vorgibt. Wie wäre es stattdessen, diese einzubeziehen?

PARKBÄNKE

Aus den Augen –  
aus dem Sinn?

 Nach Gutsherrenart hat der OB versucht, die Wahl der Aufsichtsräte 
 zu unterminieren. Der Stadtrat hat dem ein selbstbewusstes Zeichen 
 entgegengesetzt – und gewählt. » Seite 3 
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Anlass zur Initiierung war der Mord an Rita Hes-
ter, einer afroamerikanischen Transfrau aus 
Boston im November 1988. Die Tat ist bis heute 
ungeklärt, eine Berichterstattung fand nahezu 
garnicht statt. Laut Angaben des Projektes Trans 
Murder Monitoring wurden seit 2008 weltweit 
3317 Trans*Personen ermordet. Zwischen dem 
1.  Oktober 2018 und dem 30.  September 2019 wa-
ren es allein 331 Personen. Die Dunkelziffer liegt 
vermutlich noch viel höher, da in vielen Ländern, 
wie auch zum Beispiel in Deutschland, transfeind-
liche Verbrechen nicht explizit statistisch erfasst 
werden oder Vorfälle gar nicht erst zur Anzeige 
gebracht werden. Dabei werden Trans* Menschen 
routinemäßig geschlagen, erpresst und gemobbt. 
In einer Erhebung der EU-Grundrechteagentur ge-
ben 58  Prozent der befragten Trans*Personen aus 

Deutschland an, innerhalb des letzten Jahres dis-
kriminiert oder belästigt worden zu sein. Die LAG 
Queeres Netzwerk Sachsen macht in einer eigenen 
Studie zu Gewalterfahrungen von LSBTTIQ* (Les-
ben, Schwule, Bisexuelle, Transsexuelle, Transgen-
der, Intersexuelle, Queere) deutlich, dass Gewalt 
zum Alltag von LSBTTIQ* in Sachsen gehört und 
nur etwa vier Prozent der Taten zur Anzeige ge-
bracht werden.

Trans*Personen sind meist anonyme Opfer, die 
dem Hass ausgeliefert sind. Wir wollen nicht ver-
gessen und darauf aufmerksam machen, dass täg-
lich Menschen diskriminiert werden, in Angst le-
ben und aufgrund ihrer geschlechtlichen Identität 
sterben müssen.

Auch in Dresden und im Dresdner Stadtrat ge-
hört es zu unseren Aufgaben, eine Stimme für 

die Menschen zu sein, die sonst 
nicht gehört und gesehen wer-
den. Es gilt, diese Menschen 
zu stärken und gegen Gewalt 
und Diskriminierung vorzuge-
hen. Auch in unserem Wahlpro-
gramm sind Thesen eingeflossen, 
die darauf abzielen, Dresden zu 
einer Stadt werden zu lassen, in 
der wir ohne Hass und gewalt-
frei neben- und miteinander le-
ben können. So fordern wir zum 
Beispiel die Erhöhung der Plät-
ze in den Frauenschutzhäusern 
und der Mädchenzuflucht, die 
finanzielle Absicherung der Pro-
jekte und Vereine im Bereich 
Gleichstellung oder auch das 
Hissen der Regenbogenflagge 
am Christoper-Street-Day. 

 Caroline Lentz

Es gab massive Beschwerden 
vorwiegend von Anliegern 
und Geschäften über starke 
Vermüllung der Bankplätze. 
Die Nutzung der Bänke als 

Schlafmöglichkeiten durch Obdach lose 
war ein weiterer Grund die Bänke zu-
rück zubauen«, so die Antwort von Ober-
bürgermeister Hilbert. 

Dass die Stadt jetzt tatsächlich an-
fängt Parkbänke abzureißen, um Ob-

dachlose zu vertreiben, ist eine unfass-
bare Entwicklung. Der Stadt gehe es im 
Endeffekt darum, kosmetische Schön-
heitsreparaturen am Stadtbild zu voll-
ziehen. Ganz nach dem Motto: aus den 
Augen, aus dem Sinn. Es ist fraglich, ob 
es tatsächlich Beschwerden von An-
wohner*innen waren oder eher die Ei-
gentümer der neu gebauten, hochprei-
sigen Apartments im Wiener Loch?

Christopher Colditz

Hasskriminalität 
sichtbar machen
Am 20. November findet jährlich der Transgender Day  
of Remembrance statt, an dem weltweit den Opfern 
transfeindlicher Hass- und Gewalttaten gedacht wird.

Seit ein LKW in Berlin in einen Weihnachts-
markt gefahren ist, sind sich viele sicher: 
Der Terrortruck muss aufgehalten werden. 
Und zwar mit sehr stabilen Straßensperren.

Inzwischen wissen wir, dass der Atten-
täter auf Schritt und Tritt vom Verfassungsschutz be-
obachtet wurde. Eine bessere Methode, vor Terror-
trucks geschützt zu sein, wäre also eine ordentliche 
Arbeit des Verfassungsschutzes, besser noch gar kei-
ne Arbeit, denn einige sagen auch, der V-Mann des 
Mörders hätte ihn angestiftet.

Wir wissen inzwischen auch, dass man Terror mit 
Messern, Bomben, Flugzeugen, Schusswaffen und al-
lerlei Anderem ausüben kann. Verbrecherhirne sind 
erfindungsreich. Trotzdem wird der Stadtrat immer 
wieder mit dem Plan behelligt, Terrortruck-Straßen-
sperren für viel Geld zu kaufen.

Öffentlich sichtbare Abwehrmaßnahmen führen 
jedoch nicht dazu, dass die Menschen sagen: »Danke, 
lieber Dirk Hilbert, dass wir hier so sicher Glühwein 
schlürfen und Schnitzfiguren kaufen können!« Son-
dern sie sagen: »Danke Merkel! Vor 2015 hätte es das 
nicht gegeben!« Manchmal kommt es mir so vor, als ob 
einige in der Stadtverwaltung genau das gern hören.

Wir LINKE hören das aber nicht gern. Wir wollen 
auch nicht, dass Hunderttausende ausgegeben wer-
den, nur um gefühlte Unsicherheit sichtbar werden zu 
lassen, ohne dass dafür Sicherheit entsteht. Wer so ir-
re ist, einen Anschlag auf den Striezelmarkt zu planen, 
wird einen Weg finden. Wer glaubt, dass technische 
Sicherheitsmaßnahmen so etwas verhindern können, 
irrt sich. Tilo Kießling

VERMEINTLICHE SICHERHEIT 

Wirbel um Schutz  
vor Terrortrucks

ABRISS VON PARKBÄNKEN

Ein Kampf gegen  
die Ärmsten

Kampagnen-Motiv der Linksjugend Dresden

Der Abriss von Parkbänken, um Obdachlose aus dem Stadtbild zu vertreiben, 
ist aus linker Sicht enorm bedenklich 

Diese portablen Barrieren (neben der Kreuzkirche) sollen 
den Striezelmarkt vor Terrortrucks schützen.
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»Im dritten Anlauf konnten nun end-
lich die Aufsichtsräte für die städti-
schen Unternehmen gewählt und damit 
deren demokratische Kontrolle gesi-
chert werden«, erklärte André Scholl-
bach nach der Sonderstadtratssitzung 
am 5.  Dezember und beschrieb damit 
den Kern der Auseinandersetzung der 
letzten Wochen.

Eklat mit Ansage
Schon in der Sitzung Ende Oktober hat-
te der Oberbürgermeister die Besetzung 
der Aufsichtsräte der Unternehmen mit 
städtischer Beteiligung von der Tages-
ordnung streichen lassen. Die Begrün-
dung war so gewagt wie inkonsequent. 
Er behauptete: die von SPD, LINKEN, 
Grünen und Fraktionslosen angedach-
te Wahl der Mitglieder sei rechtlich be-
denklich. Zweites Argument: die Listen 
der zu wählenden Personen seien zu 
spät eingereicht worden. Schon damals 
war klar: dem Stadtrat das Recht abspre-
chen, Aufsichtsräte zu wählen, weil im 
Hause Hilbert der Druck von Wahlschei-
nen zu lange dauern würde? Absurd. Es 
war ebenfalls klar: wenn die Besetzung 
der Aufsichtsräte den Mehrheitsverhält-
nissen im Rat entsprechen sollte, dann 
ginge das doch auch per Wahl.

Verschiedene  
Besetzungsverfahren
Zur Erläuterung: dem Stadtrat standen 
drei verschiedene Besetzungsverfah-
ren für die Aufsichtsräte zur Verfügung. 
Die Stadträtinnen und Stadträte hätten 
sich auf eine Gesamtbesetzung der Auf-
sichtsräte einigen können. Eine Eini-
gung über Kandidatinnen und Kandida-
ten der AfD? Für viele ausgeschlossen.

Die Fraktionen des Stadtrates hät-
ten ihre Mitglieder benennen können. 
Das hätte die Großen bevorzugt, die 
kleineren Fraktionen wären komplett 
oder weitestgehend leer ausgegangen. 
Nach demokratischen Gesichtspunk-
ten fragwürdig.

Die dritte Variante war die Wahl, ge-
gen die der Oberbürgermeister zu Felde 
zog – bis vor die Landesdirektion, die 
kommunale Rechtsaufsicht. Nur: die 
sah eine Wahl der Aufsichtsräte als 
rechtlich möglich an.

Der Privatisierer droht

Den Oberbürgermeister indes juckte 
das wenig. Er drohte im Vorfeld der 
Novem ber-Sitzung damit, die Auf-
sichtsräte mit Verwaltungsfachleuten 
zu besetzen, wenn keine Besetzung 
zu Stande käme. Bei Grün-Rot-Rot war 
indes die Hoffnungen groß, den vorge-
schobenen Bedenken begegnen zu kön-

Öffentlich, weil’s wichtig ist 

nen – zumindest bis am 21. November, 
um 16 Uhr die Sitzung begann. Wieder 
griff der Oberbürgermeister tief in die 
Trickkiste. Diesmal begründete er die 
erneute Vertagung der Aufsichtsrats-
besetzung mit den nicht eingereichten 
Listen von CDU und FDP. Deren Recht, 
selbst im entsprechenden Tagesord-
nungspunkt noch Vorschläge zu ma-
chen? Laut OB: Geschenkt! Die Antwort 
des Rates erfolgte prompt: Mit grün-rot-
roter Mehrheit wurde die so hingebo-
gene Tagesordnung abgelehnt. Und der 
Oberbürgermeister? Machte einfach 
weiter.  Schließlich sei er Herr über die 
Tagesordnung. Gutsherr, möchte man 
meinen. Nach einer turbulenten Aus-
zeit setzten sich Grün-Rot-Rot mit der 

Beim Streit um die Aufsichtsräte denken viele an Postengeschacher. Dass dahinter 
ein politischer Konflikt steht, hat ausgerechnet Dirk Hilbert offengelegt. 

Absetzung aller Tagesordnungstermi-
ne durch. Der Stadtrat konnte unver-
richteter Dinge gehen.

Was danach folgte, war fast abseh-
bar. In ungekannter Geschwindigkeit 
besetzte der Oberbürgermeister die 
Aufsichtsräte von Enso und Drewag um-
gehend mit Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern.

Hilbert gegen  
öffentliche Kontrolle
Wer will, kann hier des Pudels Kern 
entdecken: Der FDP-Oberbürgermeister 
stellte sich gegen einen rechtssicheren 
Weg der Besetzung der Aufsichtsräte, 
um die kommunalen Unternehmen der 
politischen und damit gesellschaftli-
chen Kontrolle zu entziehen. 

Womit er aber nicht gerechnet hatte –  
Grün-Rot-Rot setzte eine Sondersitzung 
des Stadtrates durch. Zwei Wochen spä-
ter kam der Rat zusammen und sieh 
an: Der Oberbürgermeister gab sich 
handzahm wie selten zuvor. Das hatte 
zwei Gründe: 1. Es waren alle Listen 
da. Lange hatte die rechte Seite des Ra-
tes taktiert und gemeinsam mit dem 

Oberbürgermeister eine Sitzung nach 
der anderen verstreichen lassen, um 
unter Hochdruck die eigene Stimman-
zahl im Wahlvorgang zu optimieren. Al-
lerdings: ohne Einigung. Und 2.: Selten 
zuvor war die Führungsschwäche, die 
Willkür des Oberbürgermeisters so of-
fenbar. »Oberbürgermeister Hilbert hat 
sich nicht mit Ruhm bekleckert. Sein 
Desinteresse an der Lösung vorhande-
ner Schwierigkeiten hat zu unnötigen 
Verzögerungen und vermeidbaren Aus-
einandersetzungen geführt«, schätzte 
Fraktionsvorsitzender André Scholl-
bach ein und stand damit in der Öffent-
lichkeit nicht allein.

Das Ergebnis: der Oberbürgermeis-
ter lenkte ein. DIE LINKE und ihre Part-
nerinnen setzten die demokratische 
Kontrolle von Unternehmen unter an-
derem der öffentlichen Daseinsvorsorge 
letztendlich durch. Gegen den Privati-
sierer Hilbert und gegen eine kungeln-
de rechte Seite des Rates, die sich unter-
einander nicht grün ist. Wer öffentliche 
Unternehmen öffentlich kontrollieren 
will, muss einen langen Atem haben. 
Gut, dass Grün-Rot-Rot genau diesen be-
wiesen hat. Thomas Feske

»OB Hilbert 
hat sich nicht 
mit Ruhm 
bekleckert.«
André Schollbach 

RATSSITZUNG 3

André Schollbach, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, appelliert an den Stadtrat, die Wahlen der Aufsichtsräte 
schnellstmöglich durchzuführen. 
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Für unser Ziel, das Gebäude mit städti-
schen Mitteln zu sanieren und als Bad 
zu betreiben, gab es keine Mehrheit im 
Stadtrat, daher haben wir uns darauf ge-
einigt, das Objekt auszuschreiben, vor-
zugsweise zur Sanierung als Gesundheits-
bad. Der Bedarf für diese Angebote ist 
groß. So fahren allein in Pieschen jährlich 
mehr als 550 Busse, um die Pieschener 
Schüler*innen zum Schulschwimmen zu 
befördern. Kurse für Babyschwimmen 
oder Senior*innenschwimmen fallen oft 
bei den Zeitplänen der Schwimmbäder 
hinten runter. Die große Nachfrage kann 
derzeit nicht gedeckt werden.

Heute liegen zwei Angebote auf die 
Ausschreibung vor. Eines, welches das 
Gebäude zu einem modernen Büro-
komplex entwickeln will, mit Co-Wor-
king-Spaces, Cafés und Bars. Das Ganze 
ohne Wasserfläche. Das andere Gebot 
plant, genau die Ausschreibungsziele zu 
realisieren, nämlich, das Wasserbecken 
zu erhalten und für den Gesundheits-
schwimmsport nutzbar zu machen. Wei-

tere Räume sollen an Praxen, wie zum 
Beispiel Physiotherapie, vermietet wer-
den. Einzige Bedingung: die Stadt muss 
mit der Erteilung des Zuschlages einen 
Pachtvertrag für die Schwimmfläche 
über 20 Jahre abschließen für einen jähr-
lichen Betrag von 1,3 Millionen Euro.

Für diese Summe könnte die Stadt 
die Sanierung und Betreibung des Ba-
des freilich auch selbst durchführen, je-
doch ist hierfür eine Mehrheit im Stadt-
rat noch immer völlig aussichtslos.

In der Fraktion haben wir uns eindeu-
tig für das Angebot als Gesundheitsbad 
bei gleichzeitiger Pacht ausgesprochen. 
Die Stadt als Eigentümerin eines denk-
malgeschützten Gebäudes steht in der 
Pflicht, dieses zu erhalten. Dabei ist das 
Gebäude als »Hülle«, aber ebenso der ur-

Sachsenbad –  
wie geht’s weiter?
In den letzten Jahren diskutierten wir im Stadtrat über 
Möglichkeiten der Wiederbelebung des Sachsenbades, 
nun sind wir einen Schritt weitergekommen.

Am 27.11. folgte der Stadt  ent-
wick lungs ausschuss dem 
einstimmigen Votum des 
Stadtbezirks beirats Plau-
en und beschloss die Aus-

legung des Entwurfs zum Bebauungs-
plan Nr. 40. Das Ziel: eine großzügige 
Park- und Erholungslandschaft im Dres-
dner Süden. Strittig war bis zuletzt die 
Frage, ob auf dem rund 37 Hektar groß-
en Gelände eine Sportanlage entstehen 
soll. LINKE, Grüne und SPD hatten sich 
gegen entsprechende Pläne der Verwal-
tung ausgesprochen und damit den Be-
fürchtungen der Plauener Bevölkerung 
Rechnung getragen, dass die geplante 

Großfläche vorrangig für die Nutzung 
durch Sportvereine vorgesehen sein 
könnte. DIE LINKE konnte schließlich 
gemeinsam mit ihren Partner*innen ei-
ne Öffnung der zukünftigen Sportanlage 
für die breite Öffentlichkeit durchsetzen. 

 Bereits seit Mitte dieses Jahres fin-
den auf dem Gelände nördlich der Koh-
lenstraße umfangreiche Bauarbeiten an 
der Ost-West-Querung, der zukünftigen 
Promenade, statt. In mehreren Etappen 
soll in den nächsten Jahren Dresdens 
zweitgrößter Park entstehen, in dem es 
Freizeit- und Erholungsangebote für alle 
Altersgruppen geben wird. Auch die Wie-
derentstehung des im Zoo abgebauten 

Pinguin-Cafés als Zeugnis der Dresdner 
Nachkriegsmoderne ist im Gespräch.

Unsere Fraktion wird sich auch wei-
terhin dafür einsetzen, dass bei der Ge-
staltung des Südparks die Bedarfe der 
unmittelbaren Nachbarschaft maßge-
bend sind. Durch die Öffnung der Sport-
anlage und die weitere Sicherstellung 
der Umsetzung dieses Großprojekts steht 
der Dresdner Bevölkerung bald ein wei-
terer Ort für eine aktive Freizeitgestal-
tung zur Verfügung. Anne Holowenko
n Im Gespräch: »Wie steht es um den 
Südpark?«, mit Stadträtin Anne Holowenko, 
16. Dezember, 16–17:30 Uhr, vor dem 
Kaufland auf der Kohlenstraße

BEBAUUNGSPLAN NR. 40

Wie steht es um den Südpark?

Stadträtin Pia Barkow unterhält sich mit einem interessierten Bürger darüber, wie es 
mit dem Sachsenbad weitergehen könnte.

Beginnender Wegebau im Südpark

sprüngliche Zweck, ein Bad für die Bevöl-
kerung, wichtig. Bei der Errichtung des 
Sachsenbades im Jahr 1928 erfüllte das 
Bad eine soziale Funktion, da im Arbei-
terbezirk Pieschen die meisten Menschen 
ohne eigenes Badezimmer lebten.

Zudem stellt das Sachsenbad einen 
Identifikationsort dar. Seit Jahren finden 
zum Tag des Denkmals Veranstaltun-
gen am Sachsenbad statt, die regelmäßig 
Hunderte Interessierter anlocken. Eine 
Bürgerinitiative setzt sich für den Er-
halt ein. Bei Gesprächen mit Menschen 
im Dresdner Norden leuchten die Augen 
beim Stichwort Sachsenbad, oftmals ge-
folgt von dem Satz „da hab ich Schwim-
men gelernt«. Unser Infostand »Im Ge-
spräch« im November spiegelte diese 
Stimmung deutlich wider, zahlreiche 
Menschen kamen gezielt zum Stand, um 
die aktuelle Lage zu erfahren. Eindeutig 
sprachen sich die Passant*innen für die 
Bad-Variante aus. Alles andere würde 
auf völliges Unverständnis stoßen.

Für uns steht fest: Wir wollen für die 
Sanierung und für die Nutzung als Ge-
sundheitsbad kämpfen – zurzeit sind 
wir die einzige Fraktion im Rat, die sich 
geschlossen und eindeutig positioniert. 
Die Fraktionen von SPD, CDU und Grü-
nen sind bei der Haltung gespalten. Sie 
brachten stattdessen einen Neubau an 
der Harkortstraße ins Gespräch. Ein An-
trag der LINKEN, der die Sanierung des 
Sachsenbades trotzdem gewährleisten 
sollte, wurde unter anderem von SPD 
und Grünen abgelehnt. Pia Barkow

Wir kämpfen für 
die Sanierung 
und Nutzung als 
Gesundheitsbad



Ich hab ein Déjà-vu. Wer erinnert 
sich noch daran, dass im Septem-
ber 2015 eine gewisser Jeremy 
Corbyn in einer Urwahl aller Mit-
glieder zum Vorsitzenden der briti-
schen Labour-Party erkoren wur-
de. »Keine politische Erfahrung«, 
»Klassenkampfparolen aus den 
80ern« und »Der Niedergang von 
Labour ist mit diesem Linkskurs 
unausweichlich« postulierten die 
Mainstream-Medien nahezu uniso-
no. Fast alle führenden deutschen 
Sozialdemokrat*innen bliesen mit 
in das Horn. Zwei Jahre später holte 
Labour das beste Wahlergebnis seit 
Langem und schrammte nur haar-
scharf an einem Wahlsieg vorbei. 
Die meisten der deutschen Sozial-

demokrat*innen, die Labours Nie-
dergang prophezeiten, sind heu-
te von der politischen Bühne 
verschwunden. Die SPD ist längst 
so tief am Boden, wie »New Labour« 
vor der Wahl Corbyns war. 

Jetzt haben sich auch die deut-
schen Sozialdemokrat*innen in ei-
ner Urwahl eine Spitze gewählt, die 
sich deutlich vom Agenda-2010-Per-
sonal der letzten Jahrzehnte abhebt. 
Und prompt hört man die gleichen 
Sprüche. »Keine politische Erfah-
rung«, »Klassenkampfparolen aus 
den 80ern« und »Der Niedergang 
der SPD ist mit diesem Linkskurs 
unausweichlich«. Warten wir es ab. 
Die nächste Bewährung kommt für 
Labour am 12. Dezember, für die 

SPD spätestens bei der Bundestags-
wahl in zwei Jahren. Und auch DIE  
LINKE muss sich neuen Fragen 
stellen: Welche Konsequenzen hat 
ein Linkskurs in der SPD für die 
eigene Strategie? Könnte Rot-Rot-
(Grün) vielleicht mehr als nur den 
Kapitalismus sozialer verwalten? 
Und vielleicht stellt sich auch die 
Frage, ob eine Entscheidung der 
Mitglieder über das nächste Füh-
rungsduo nach dem Gerangel der 
letzten Zeit, nach dem Fiasko in 
Sachsen am 1. September und nach 
dem Triumph in Thüringen am 
27.  Okto ber auch für DIE LINKE ei-
ne gute Idee sein könnte. Ich wün-
sche uns allen ein interessantes 
neues politisches Jahr. Jens Matthis

Suche nach Konsequenzen
Während es auf den gut gesi-

cherten Dresdner Weihnachts-
märkten so risch gemiedlich 
wird, darf der Dresdner Stadt-
rat nachsitzen. Möglich macht 

das Oberbürgermeister Hilbert, der mit sei-
nem zweifelhaften Demokratieverständ nis 
einmal mehr für Schlagzeilen sorgt. Statt 
sich auf seine eigentlichen Aufgaben zu kon-
zentrieren, präsentiert sich der OB in Ma-
nier eines kleinen Diktators, indem er ohne 
Absprache wichtige Punkte von der Tages-
ordnung nehmen will. Grün-Rot-Rot plus 
Fraktionslose lehnten daraufhin die gesamte 
Tagesordnung ab. 

Doch auch dieser drastische Schritt konn-
te den Oberbürgermeister in seiner – nicht 
zm ersten Male gezeigten – Überheblichkeit 
nicht stoppen. Ohne mit der Wimper zu zu-
cken, wollte er die Stadtratssitzung weiter 
durchziehen. Als letztes Mittel wurde die Ver-
tagung aller Punkte der Tagesordnung bean-
tragt und beschlossen. So viel Ignoranz geht 
selbst dem Weihnachtsmann auf den Sack!

Anne Holowenko

Die Sozialdemokratie ringt mit sich selbst –  
dabei besteht dieses Problem nicht nur in Deutschland.

EDITORIAL

So nicht, Herr Hilbert!

Rotes Wien
Politische Situation in der  
Hauptstadt Österreichs » Seite 2

Europa 
Dr. Cornelia Ernst zur Besetzung  
der EU-Kommission » Seite 4

Gleichstellung
Sarah Buddeberg zur Lage  
nach der Landtagswahl » Seite 8 12

»Dank Hilberts 
Ignoranz darf 
der Stadtrat 
nachsitzen.« 
Anne Holowenko
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 Der sächsische Landesverband der LINKEN  
 versucht eine politische Trendwende 
 » Seite 3  

 Personalwechsel 
 mit Ansage 
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Servus, Rotes Wien!
In Österreichs Hauptstadt hat Uta Gensichen  
Gewerkschafter*innen getroffen und viel gelernt. 

Weil es manchmal zu wenig gesagt wird 
und man es nicht oft genug sagen kann: 
Danke, fürs am Stand stehen, fürs im 
Freundes- und Familienkreis fragen, 
fürs Gewinnen und Überzeugen, fürs 

Sammeln auf der Straße. Danke für über 52.000 Unter-
schriften (Wobei DIE LINKE etrwa 25.000 beiträgt), für 
die Gemeinschaftsschule in Sachsen!

Nachdem sich das Bündnis für die Gemeinschafts-
schule in Sachsen die letzten zwei Jahre auf die inhalt-
liche und später organisatorische Vorbereitung des 

Volksantrages konzentriert hat und vor wenigen Mo-
naten alle nötigen (mindestens 40.000) Unterschriften 
gesammelt wurden, kam vor wenigen Wochen die Be-
stätigung der Zulässigkeit des Antrag vom Landtags-
präsidenten: Der Gesetzesentwurf wird behandelt. Im 
nächsten Jahr wird er in den Landtag eingebracht.

Nun entscheidet, wie sich die neue Koalition dazu 
verhält – SPD, Grüne und natürlich DIE LINKE werden 
der Gemeinschaftsschule nicht im Weg stehen.

Jetzt lasst uns das Ende des Jahres durchatmen und 
mit voller Elan ins nächste starten! Florian Berndt

EIN DANKESCHÖN

Neues zur Gemeinschaftsschule

Der Karl-Marx-Hof: Fast einen Kilometer lang ist der rote »Superblock«. Ursprünglich hatten hier 5.000 Menschen Platz, 
es gab zwei Wäschereien, eine Post, eine Zahnklinik und natürlich: Kaffeehäuser.

Die Stadt mit rund 1,9 Millionen Ein-
wohner*innen wird seit jeher von so-
zialdemokratischen Bürgermeistern 
regiert. Und sie wächst alle zehn Jah-
re etwa um 200.000 Bewohner*innen 
an. Denn der Stadtstaat hat eine höhere 
Mindestsicherung als die übrigen, kon-

servativen Bundesländer. Diesen Um-
stand nutzt so manche Kommune, um ih-
re eigenen Sozial hilfeempfänger*innen 
loszuwerden. 

Die rechtsextreme FPÖ hingegen 
zeigt mit dem Finger auf das »Armen-
haus« Wien – und produziert doch erst 
mit ihrer eigenen menschenfeindli-
chen Politik diese Armut. So ist in der 
schwarz-blauen Regierungszeit die 
selbst verwaltete Sozialversicherung 
verstaatlicht worden. Statt Versicher-
tenvertreter*innen steuern nun Arbeit-
geberorganisationen das Gesund heits-
system. Privatisierungswellen und 
Klinikschließungen kannte man bis 
dato nicht – nun könnten in Österreich 
bald deutsche Zustände herrschen. 

Warum Gewerkschafter*innen vor 
den Parlamentswahlen 2017 nicht ge-
gen die FPÖ gekämpft haben? Dass 
sich eine österreichische Partei der 
traditionellen Sozialpartnerschaft und 
dem politischen Konsens entzieht, war 
schlicht nicht denkbar. So wurde auch 
von einer rechtskonservativen Partei 
erwartet, dass diese gewerkschaftliche 
Postionen einbindet.

12-Stunden-Tag eingeführt 

Die politische Praxis, möglichst vie-
le Interessen mitzunehmen, ist in den 
vergangenen zwei Jahren jedoch von 
FPÖ und ÖVP brachial unterlaufen 
worden. Wachstum, Gewinne und Nati-
onalismus sind ihre Leitgedanken. Be-
kanntestes Projekt: die Einführung des 
12-Stunden-Tages vor einem Jahr. Nun 
sammelt die Arbeiterkammer hilflos 
die Geschichten ihrer Mitglieder ein, 
die unter der neuen Regelung ächzen. 

Zwar hat Österreich mit rund 98 Pro-
zent eine enorm hohe Abdeckung durch 
Tarifverträge. Dennoch: Die Beschäftig-
ten sind durch den jahrzehntelangen 
Kurs der sozialen Befriedung im Land 
eingerostet. Viel zu selten ist man wü-
tend vor die Werkstore gezogen. 

Nun aber gehen Gewerkschaften 
und Arbeiterkammer wieder in die Of-
fensive. Betriebsrät*innen werden nicht 
länger im Co-Management geschult, 
sondern lernen, wie Arbeitskampf 
funktioniert. Brauchte man lange Zeit 
den Streik als Protestform nicht, berei-
ten sich die österreichischen Kolleg*in-
nen in Organizing-Workshops darauf 
gezielt vor. Das Rote Wien, so bleibt zu 
hoffen, ist also mehr als nur der Name 
einer vergangenen Epoche.Es ist Ende Oktober 2019, die Ergebnis-

se der österreichischen Parlaments-
wahlen sind noch nicht richtig verdaut. 
Gleichzeitig begeht die Hauptstadt das 
Jubiläum »100 Jahre Rotes Wien«, also 
die Phase von 1919 bis 1934, als die So-
zialdemokrat*innen Österreichischs  
Zentrum beispiellos prägten – ange-
fangen vom Wohnbau, über die Bil-
dungs- bis hin zur Gesundheits politik. 

Ein Jahrhundert ist das nun her. Da-
zwischen liegen Krieg, Nazi-Herrschaft 
und eine geschwächte radikale Linke. 
Die progressiven Einflüsse dieser Zeit 
aber, die spürt man in Wien immer noch. 
Verteidigt Wien die gesellschaftlichen 
Fortschritte oder knickt die Metropole 
ein vor dem konservativen Zeitgeist? 

Das Rote Wien 
ist mehr als nur 
der Name einer 
vergangenen 
Epoche.

Das Rote Wien
Von 1919 bis 1934 wurden über 
60.000 Gemeindewohnungen 
gebaut, vor allem komplexe 
Höfe wie der Karl-Marx-Hof, 
dem berühmtesten Gemeinde-
bau des Roten Wiens – mit 
Wasch salon, Bücherei, ärztli-
cher Versorgung und viel Grün. 
Die Zahl der Kindergärten wur-
de verdoppelt, Volkshochschu-
len und Arbeiterbibliotheken 
sowie Bäder eröffnet.

Höchste Zeit, endlich auch im Schulsystem mit antiquier-
ten Vorstellungen zu brechen



Dezember 2019 LANDESPARTEITAG 3

»Liebe Genossinnen, und Genossen,
zwei Begriffe prägen den Landespar-

teitag: Krise und Aufbruch. Ich möchte 
mich heute nicht zu den Ursachen der 
Krise äußern. Das haben andere schon 
getan. Wir wissen, wir sind jetzt in ei-
ner bescheidenen Lage, angesichts der 
Polarisierung zwischen der Kenia-Ko-
alition einerseits und der AfD anderer-
seits sind wir in einer Außenseiter-Po-
sition und müssen dennoch politisch 
wieder in die Offensive kommen.

Zugleich sind wir geschwächt in je-
der Hinsicht. Es fehlen uns seit Mai vie-
le kommunale Mandate. Es fehlen uns 
in der Hälfte der Kreise die Landtagsab-
geordneten und ihre Büros. Es fehlen 
uns Kompetenzen in der Fraktion. Es 
fehlen uns Einnahmen aus Mandatsträ-
gerbeiträgen und damit eine Menge Geld. 
Vor allem fehlt es vielerorts aber an ge-
nug Motivation zum Weitermachen. Die 
aber werden wir am dringendsten brau-
chen. Deshalb möchte ich zum Auf-
bruch sprechen.

Ich danke denen, die sich heute hier 
gemeinsam zur Wahl stellen, um den 
Aufbruch zu organisieren. Damit meine 
ich zuallererst Susanne, Kathrin, Jani-
na, Stefan, Alexander und Thomas. Und 
natürlich diejenigen, die für den Landes-

Wieder 
zusammenfinden

vorstand kandidieren, um diesen Ansatz 
zu unterstützen

Das meine ich sehr ernst. Nicht weil 
ich jeden einzelnen davon für die abso-
lute Idealbesetzung halte oder weil mir 
jeder davon persönlich so ans Herz ge-
wachsen wäre – das nicht. Was ich aber 
für den richtigen Ansatz halte, ist der 
Versuch, angesichts von zehn Prozent 
am 1. September die innerparteilichen 
Scharmützel zu beenden und stattdes-
sen zu versuchen, gemeinsam aus der 
Misere wieder herauszukommen. 

Aus dem Scharmützel- 
Modus in die gemeinsame 
Verantwortung
Viel Lorbeer wird keiner von den Ge-
nannten dafür ernten. Bevor Lorbeer 
für DIE LINKE Sachsen wieder abzuho-
len sein wird, werden sicher einige Jah-
re und einige Wahlparteitage ins Land 
gehen. Stattdessen werden sie viel Ar-
beit, Stress und Ärger haben und wer-
den gute Nerven, viel Geduld und viel 
Nachsicht brauchen. Letzteres vor 
allem für diejenigen, die es nicht so 
schnell schaffen, von dem Scharmüt-
zel-Modus in den Modus der gemeinsa-
men Verantwortung zu wechseln. 

Wir dokumentieren hier den Redebeitrag des Dresdner  
Stadtvorsitzenden Jens Matthis auf dem Landesparteitag in Dresden.

Zum gemeinsamen Aufbruch gehört 
es aber nicht nur, Leute zusammenzu-
führen, die zu wie auch immer definier-
ten Lagern gehören, sondern es gehört 
genauso dazu, dass der Landesvorstand 
mit allen 13 Kreisverbänden auf Augen-
höhe zusammenarbeitet. Unsere Solida-
rität muss jetzt den fünf Kreisverbänden 
gelten, die von der Landeslistenaufstel-
lung und der Wahl am 1.  September 
am meisten gebeutelt wurden: Bautzen, 
Meißen, Sächsische Schweiz-Osterzge-
birge, das Vogtland und Zwickau. Die-
se Solidarität wird sicher jetzt in vieler 
Hinsicht gebraucht.

Die Bundesvorsitzende Katja Kipping und der sächsische Fraktionschef Rico Gebhardt auf dem Landesparteitag in Dresden

»Die schwerste 
Aufgabe ist es, 
wahrnehmbare  
und wirksame 
politische 
Kampagnen zu 
entwickeln.«
 Jens Matthis

2.  Tagung des 
15.  Partei  tages  
des Landes - 
verbandes Sachsen
Wahlergebnisse
Der Landesparteitag votierte mit 
71,2 Prozent für eine Doppelspitze 
im neuen Landesvorstand. 
Folgende Genoss*innen  
wurden gewählt:
Landesvorsitzende*r
• Susanne Schaper,  

Stefan Hartmann
Stellvertretende 
Landesvorsitzende*r
• Kathrin Kagelmann,  

Alexander Weiß
Landesgeschäftsführer*in
• Janina Pfau
Landesschatzmeister*in
• Andrea Kubank
Sprecherin für Gleich-
stellung und feministische 
Politik
• Anja Eichhorn
Jugendpolitische*r 
Sprecher*in
• Jennifer Trültzsch
Weitere Mitglieder 
• Caroline Lentz, Adelheid 

Noack, Marlies Schneider,  
Max Wegener, Michael 
Eichhorn, Tilo Hellmann, Silvio 
Lang, Eyk Fechner, Björn 
Reichel, André Schollbach

Weiterhin gewählt wurden die Ver-
treter*innen des Landes   verbandes 
für den Bundes ausschuss, die 
Landesschieds kommission, die 
Landes finanz revisions kommission 
und die Ombuds person. Alle da-
für gewählten Genoss*innen und 
die Stimm  ergebnisse aller Wahlen 
finden sich auf der Website des 
Landes verbandes. 
n www.dielinke-sachsen.de

Ich sehe die Aufgabe des neuen Lan-
des vorstandes nicht darin, wie in den 
letzten Jahren mit möglichst vielen An-
trägen auf Bundesparteitagen tatsäch-
lich oder vermeintlich notwendige De-
batten in der Bundespartei anzustoßen, 
zumal die Vorschläge aus Sachsen dort 
nach dem 1.  September ohnehin nicht 
als der Schlüssel zum Erfolg gelten 
dürften. 

Stattdessen sollte der Landesvor-
stand Ansätze und Themen finden, die 
geeignet sind, Genossinnen und Genos-
sen im Landesverband selbst zu eini-
gen und die zugleich viele Leute außer-
halb unserer eigenen Blase bewegen. 
Die schwerste Aufgabe wird es dann, 
aus diesen Ansätzen und Themen trag-
fähige, wahrnehmbare und im Idealfall 
auch wirksame politische Kampagnen 
für Sachsen zu entwickeln, denn das 
sollte die eigentliche Aufgabe des Lan-
desvorstandes sein. Sich in den Landes-
verbänden Berlin, Thüringen oder auch 
Hessen etwas abzuschauen wäre dabei 
bestimmt kein Fehler. Dabei wünsche 
ich den heute zu wählenden viel Erfolg 
und sage ihnen die Unterstützung des 
Stadtverbandes Dresden zu.«
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Die Personalvorschläge und die poli-
tische Ausrichtung der neuen, noch 
zu wählenden Europäischen Kom-
mission lassen wirklich zu wün-
schen übrig. Die Kandidatin Sylvie 
Goulard, der Vorschlag des franzö-
sischen Präsidenten Macron, ist von 
unserer linken Fraktion GUE/NGL 
abgelehnt worden, weil sie als Bin-
nenmarktkommissarin auch für 
Verteidigung zuständig gewesen 
wäre, und unsere Fraktion die Ver-
wendung von EU-Geldern für Vertei-
digung ablehnt. Außerdem hat sie 
fragwürdige Nebeneinkünfte von 
schlappen 350.000 Euro vom Think 
Tank Berggruen erhalten. 

Der neue Personalvorschlag von 
französischer Seite, Thierry Breton, 
stellte sich am 14. November im In-
dustrieausschuss vor – aber auch 
hier bewies der französische Präsi-
dent kein glückliches Händchen. Bei 
Breton liegen handfeste Interessens-
konflikte vor. Er würde als Industrie-

kommissar auch der neuen »Gene-
raldirektion Verteidigungsindustrie 
und Weltraum« vorstehen und damit 
natürlich auch über Gelder entschei-
den. Doch er ist rüstungsnahen IT-Un-
ternehmen verbunden, wie zum Bei-
spiel Atos, dem er bis heute als Chef 
vorsteht. Atos entwickelte beispiels-
weise für die französische Armee 
ein System zur Automatisierung der 
Kriegstaktik. 

Geld fürs Leben,  
statt fürs Sterben
Die linke Fraktion GUE/NGL kämpft 
dafür, dass die Gelder des EU-Bud-
gets nicht für den europäischen Ver-
teidigungsfonds ausgegeben werden 
(13 Milliarden sind dafür geplant), 
sondern für den so wichtigen Ausbau 
der erneuerbaren Energien, des euro-
päischen Eisenbahnnetzes und für 
Programme zur Gebäudedämmung. 
In diesen Bereichen könnte man vie-
le Jobs schaffen und gleichzeitig ge-
gen die Klimakrise angehen, die sich 
nun mittlerweile auch in unseren 
Breiten bemerkbar macht. Der nied-
rige Wasserstand der Elbe, die Wald-
brände in Brandenburg, die Dürre in 
Sachsen – all dies zeigt uns, wie drin-
gend wir Geld in die Hand nehmen 
müssen, um umzusteuern. Das heißt 
zum Beispiel auch, dass der ÖPNV 
auf dem Land wiederaufgebaut wer-
den muss. Es muss möglich sein, auch 
ohne Auto auf dem Land zu leben. 

Im Europaparlament kämpft die 
linke Fraktion GUE/NGL dafür, dass 
es ein europäisch koordiniertes 
Eisen bahnnetz gibt – zum Beispiel 
für den Güterverkehr, der mehr und 
mehr auf der rechten Autobahnspur 
zu finden ist und uns alle Zeit und 
Nerven kostet. Dafür sollte sich ein 
Kommissar für Binnenmarkt einset-
zen, denn Binnenmarkt heißt auch: 
Mobilität. Und die sollte möglichst 
auf der Schiene, mit elektrischen 
 Zügen stattfinden. 

Die künftige Kommissarin für Wett-
bewerb, Margrethe Vestager, ist leider 
auch nicht auf der Höhe der Zeit. Sie 
sprach in ihrer Anhörung viel davon, 
dass der Wettbewerb erhöht werden 
muss, aber als ich nachfragte, wie sie 
denn bitte Jobs in der Lausitz schaf-
fen möchte, wo der Kohleausstieg ei-
ne ganze Region betrifft, kam nicht 
viel. Dabei wäre es wichtig, dass diese 
Kommissarin die sogenannten »Wett-
bewerbsregeln« anpasst, so dass die 
gezielte Förderung von erneuerbaren 
Energien und die gezielte Förderung 
von Regionen im Umbruch und Struk-
turwandel möglich sind. 

Die neue Europäische Kommission 
muss sich diesen Herausforderungen 
stellen und entsprechende Gesetzes-
vorschläge einbringen. Unsere Frak-
tion wird sich im Europaparlament da-
für einsetzen, damit wir die Zukunft 
unserer Kinder und Enkel nicht ver-
spielen. Cornelia Ernst (MdEP),

Manuela Kropp (MA)

Was für eine Aussicht auf das herbstliche Trachen-
berge! Im Herbst führte mich mein Wahlkreis-
programm auch zu den Dresdner Verkehrsbetrie-
ben. Ganz oben im Verwaltungsgebäude der DVB 
erwartet uns nicht nur ein schöner Ausblick son-
dern auch eine Menge spannender Zahlen. 

Über 15.000 Menschen bezogen im Jahr 2018 in 
Dresden das Sozialticket und kommen so in den 
Genuss von preiswerter Mobilität mit Bus und  
Bahn. Und zum fünften Mal in Folge standen sie 
ganz oben auf dem Treppchen beim ÖPNV-Kunden-
barometer. Platz 1 von 40 teilnehmenden Verkehrs-
unternehmen.

Der Geschäftsführer der Verkehrsbetriebe, 
Herr Hemmersbach ist für mich schon ein lang-
jähriger Diskussionspartner. Lächelnd erinner-
ten wir uns an die ersten Diskussionsrunden zur 
Einführung eines Sozialtickets in Dresden. Das 
war im Jahr 2007. Damals waren die Aussichten 
für das Sozialticket wahrlich schlecht. Groß war 
die Skepsis. Deshalb brachte damals mein Büro 
Vertreter der Stadtverwaltung und der Verkehrs-

Ein Aufbruch  
mit der Kommission  
der Lobbyisten?
Neue Europäische Kommission muss soziale  
und ökologische Probleme anpacken.

Straßenbahn, Auto oder doch 
lieber E-Roller? Was ist mit 
Fußgängern? Soll die Albert-
straße vierspurig bleiben 
oder doch lieber Tempo 30 in 

der Stadt? Kann eine autofreie Äußere 
Neustadt funktionieren und was ist ein 
teilAuto?

Und wenn wir schon dabei sind, wie 
kann der Verkehr günstig, flüssig und 
klimaneutral sein? Sollten wir E-Mobi-
lität fördern oder den ÖPNV stärken? 
Oder doch lieber Fahrradwege? Und 
was ist eigentlich dieser Verkehrsent-
wicklungsplan, von dem so viele reden?

Denkt man an das Thema Verkehr, 
so kommen einem schnell viele The-
men und Fragen in den Sinn. Die oben 
genannten sind da nur ein kleiner Aus-
zug. Genau aus dem Grund haben sich 
vor einigen Monaten einige Genossin-
nen und Genossen zusammen gefunden 
und die AG-Verkehr gegründet. Hier 
wollen wir über Verkehr und Mobilität 
in Dresden diskutieren. Dabei ist es un-

ser Ziel, für jedes Treffen einen inhalt-
lichen Schwerpunkt zu haben. Dazu 
wollen wir auch Gastredner einladen, 
welche uns einen wertvollen Input zu 
dem Thema liefern. Aber Reden reicht 
uns nicht. Wir wollen uns auch mit Ver-
einen, Initiativen und anderen Grup-
pen treffen. Dabei wollen wir nicht nur 
Kontakte knüpfen, sondern auch Dinge 
gemeinsam erarbeiten, sei es Projekte 
auf die Beine stellen oder inhaltliche 
Konzepte, mit denen wir unsere Stadt-
ratsfraktion unterstützen können. 

Haben wir dein Interesse geweckt? 
Wir treffen uns immer am ersten Diens-
tag im Monat, 18 Uhr im Haus der Begeg-
nung auf der Empore. Wir freuen uns 
über neue Gesichter. Robert Hennig

AG VERKEHR 

Mitstreiter 
gesucht

Mut zu neuen Ansätzen im Verkehr gab 
es zu allen Zeiten

Das neue Personal der EU-Kommission darf getrost als Begriffserklärung für das Wort Lobbyismus gelten

Die Fraktion 
wird sich für  
die Zukunft 
unserer Kinder 
einsetzen.



Dezember 2019 REALITÄTEN 5

Was für eine Aussicht auf das herbstliche Trachen-
berge! Im Herbst führte mich mein Wahlkreis-
programm auch zu den Dresdner Verkehrsbetrie-
ben. Ganz oben im Verwaltungsgebäude der DVB 
erwartet uns nicht nur ein schöner Ausblick son-
dern auch eine Menge spannender Zahlen. 

Über 15.000 Menschen bezogen im Jahr 2018 in 
Dresden das Sozialticket und kommen so in den 
Genuss von preiswerter Mobilität mit Bus und  
Bahn. Und zum fünften Mal in Folge standen sie 
ganz oben auf dem Treppchen beim ÖPNV-Kunden-
barometer. Platz 1 von 40 teilnehmenden Verkehrs-
unternehmen.

Der Geschäftsführer der Verkehrsbetriebe, 
Herr Hemmersbach ist für mich schon ein lang-
jähriger Diskussionspartner. Lächelnd erinner-
ten wir uns an die ersten Diskussionsrunden zur 
Einführung eines Sozialtickets in Dresden. Das 
war im Jahr 2007. Damals waren die Aussichten 
für das Sozialticket wahrlich schlecht. Groß war 
die Skepsis. Deshalb brachte damals mein Büro 
Vertreter der Stadtverwaltung und der Verkehrs-

betriebe bei internen Fachgesprächen zusammen 
mit Fachleuten aus Städten, die bereits ein Sozi-
alticket eingeführt hatten. Wir hofften, die guten 
Erfahrungen aus Städten wie Köln könnten die 
Skepsis verjagen. Verkehrsbetriebe müssen auch 
betriebswirtschaftlich denken, solange nicht bun-
desweit die Finanzierung anders geregelt ist. Des-
halb argumentierten wir damals auch damit, dass 
hohe Ticketpreise ärmere Menschen komplett da-
von abhalten sich ein Monatsticket zuzulegen, ein 
Sozialticket hingegen ihnen neue Kunden und 
Kundinnen erschließen könne.

Von anfänglicher 
Skepsis nichts geblieben
Parallel zu diesen internen Fachgesprächen grün-
deten wir zusammen mit den Grünen, mit Ge-
werkschaften, Umweltgruppen, Erwerbslosen bis 
hin zur Heilsarmee ein außerparlamentarisches 
Bündnis für ein Sozialticket. Dieses Bündnis or-
ganisierte verschiedene öffentlichkeitswirksame 
Aktionen und setzte somit das Thema in der Kom-
munalpolitik auf die Tagesordnung. Kandidieren-
de für den Stadtrat wurden bei allen möglichen 
Anlässen mit der Frage konfrontiert: Wie halten 
Sie es mit dem Sozialticket? Rückblickend mei-
ne ich, genau diese Kombination aus öffentlichen, 
außerparlamentarischen Druck und Fachgesprä-
chen mit Verantwortlichen war wichtig, damit 
aus einer guten Forderung auch soziale Realität 
wird. 2010 wurde es dann wirklich in Dresden ein-
geführt. Die Geschichte des Sozialtickets in Dres-
den zeigt, dass politisches Engagement den Unter-
schied machen kann. Katja Kipping

Der Faschismus scheint immer weit weg, be-
vor er vor der eigenen Türe steht. Mit der 
jüngsten Entscheidung der Berliner Fi-
nanzverwaltung ist er ein Stück näher ge-
rückt. Der Vereinigung der Verfolgten des 

Naziregimes – Bund der Antifaschisten, kurz VVN–BdA 
wurde wegen des Vorwurfs, er sei linksextrem, die Ge-
meinnützigkeit aberkannt. Was genau wird hier unter 
Linksextremismus verstanden? Das konsequente Ein-
treten für die Aufarbeitung der deutschen Geschichte, 
gegen den Faschismus und für eine friedliche Welt oh-
ne Diskriminierung? So, dass man dies ohne weiteren 
Kommentar stehen lassen könnte, ist die Sache nicht. 
Der Antifaschismus hat ein Problem. Und die bürger-
lich-kapitalistische Gesellschaft hat ein Problem. Sich 
gegenseitig. Antifaschismus kann nur konsequent und 
glaubwürdig sein, wenn er dem Faschismus jeden Nähr-
boden entziehen will. Was erscheint auf den ersten 
Blick realistischer? Die Verhältnisse zu ändern oder auf 
der anderen Seite der Verhältnisse zu stehen?

Nun können sich natürlich nicht alle einen Privatjet 
oder eine Yacht leisten. Was allerdings jedem bleibt, ist 
das Heruntertreten auf Schwächere. Denn selbst wenn 
sich dadurch ganz objektiv betrachtet nichts verbes-
sert, vermittelt es das Gefühl von Macht. Außerdem ist 
der Faschismus niemals an der Veränderung von gesell-
schaftlichen Machtverhältnissen zu Gunsten der Bevöl-
kerung interessiert. Er bewirkt letztendlich genau das 
Gegenteil: nämlich deren Verschärfung. Deshalb ist er 
eine effektive Waffe gegen jene, die Schweigende sowie 
Marginalisierte ermündigen und Mittellosen zu Wohl-
stand verhelfen wollen. Dementsprechend ist der An-
tifaschismus genauso ein Problem für die bürgerlich- 
kapitalistische Gesellschaft wie umgekehrt. 

Ursachen des Faschismus  
liegen im System
Die Untiefen des bestehenden Systems verbergen 
nicht weniger als die Samenkörner des Faschismus. 
Heute müssen wir uns der Verantwortung stellen und 
im Kampf gegen die Interessen Einzelner wieder ler-
nen, zusammenzustehen. Nur eine starke linke Ein-
heit kann der gedeihenden rechten Bewegung etwas 
entgegenhalten. Unsere Antwort ist immer: Solidari-
tät. Mit den Opfern des Faschismus, über die Grenzen 
verschiedener Nationen hinaus. Und Solidarität mit 
den Widerstandskämpfer*innen der NS-Zeit. Eine Ab-
wertung historischer Errungenschaften des Antifa-
schismus ist als Kampfansage zu werten. Es fault nicht 
mehr langsam. Es stinkt bis durch die eigene Haustür.
 Benjamin Keckeis, Sophia Sprunk

Das Sozialticket  
in Dresden – eine 
Erfolgsgeschichte

VERBOT VVN–BDA 

Antifaschismus  
ist nicht 
gemeinnützig?

Seit 2010 gibt es in Dresden ein Sozialticket. 
Ein wichtiger Schritt in Richtung bezahlbare 
Mobilität für alle.

Ohne ein Mindestmaß an Mobilität gibt es keine Teilhabe am sozialen Leben.

Über 15.000 
Menschen bezogen 
2018 das Sozialticket 
und kamen so in 
den Genuss von 
preiswerter Mobilität.

Ein dümmeres Signal als die Aberkennung der Gemein - 
nützigkeit des VVN-BdA ist in dieser Zeit kaum vorstellbar.
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KOORDINIERUNGSGRUPPE 

Veränderte 
Sitzungszeiten 

BUNDESTAGSFAHRTEN 2020

Berlin politisch

DEZEMBER/JANUAR

Termine und 
Veranstaltungen

TERMINE

Der neue Stadtvorstand ist am 
14.  November zum ersten Mal zu-
sammengekommen und hat fest-
gelegt, dass die wöchentlichen 
Sitzungen der Koordinierungs-

gruppe ab Januar 2020 immer freitags, 
14  Uhr stattfinden Die Sitzungen sind par-
teiöffentlich und finden auf der Empore im 
Haus der Begegnung statt (bisher dienstags, 
16.30 Uhr). Dort können Mitglieder ihre An-
liegen einbringen, Anträge an den Stadtvor-
stand werden vorberaten und das laufende 
Geschäft wird besprochen. 

Mitgliederversammlung  
DIE LINKE Johannstadt  
»BO Hans und Lea Grundig«
n 16. Dezember, 17 Uhr,  
»Johannstädter Kulturtreff«, 
 Elisenstr. 35

Weihnachtsfeier OV Plauen
n 16. Dezember, 18 Uhr,  
Volkssolidarität »Am Nürnberger Ei«, 
Nürnberger Str. 45

Beratung des  
Ortsvorstands Blasewitz
n 16. Dezember, 18 Uhr, Bürgertreff 
»Marie« der Volkssolidarität Dresden, 
Breitenauer Str. 17

Beratung Ortsvorstand Altstadt
n 16. Dezember, 19  Uhr, 
Volkssolidarität »Friedrichstadt«, 
Alfred-Althus-Str. 2a, EG

Offenes Treffen  
der AG Verkehr
n 17. Dezember, 18 Uhr, »Haus der  
Begegnung«, Großenhainer Str. 93

Infostand am Netto  
Schäferstraße 
n 20. Dezember, 16 Uhr 

Infostand am Bahnhof Mitte 
n 21. Dezember, 15 Uhr 

Offenes Treffen  
der AG Verkehr
n 7. Januar, 18 Uhr

Liebknecht-Luxemburg-Ehrung
12. Januar,  10Uhr an der Stele für 
Rosa Luxemburg auf der Albertbrücke, 
Neustädter Seite

Fahrt zur Liebknecht- 
Luxemburg-Demo und  
zum politischen Jahresauftakt  
der LINKEN
n 12. Januar, Anmeldung und Infos: 
Kreisgeschäftsstelle Pirna,  
Telefon 03501/528664 oder  
ina.richter@dielinke-sachsen.de

Gesamtmitglieder- 
versammlung DIE LINKE  
Dresden-Prohlis und 
Neujahrsempfang 
n 15. Januar, 15 Uhr, Palitzsch  
Museum, Gamigstraße 24 

Gesamtmitglieder- 
versammlung DIE LINKE  
Dresden-Loschwitz
n 15. Januar, 17:30 Uhr, Cafe Luk, 
Grundstraße 174

Bürgermeisterin  
Annekatrin Klepsch zum  
Thema Kulturhauptstadt 2025
n 15. Januar, 19 Uhr, Cafe Luk, 
Grundstraße 174. Eine Veranstaltung 
der Stadtratsfraktion

Infostand Stadtbezirksverband 
Altstadt am Netto Schäferstraße 
n 17. Januar, 17 Uhr

Infostand am Bahnhof Mitte,  
Nähe Domäne
n 18. Januar, 16 Uhr

Sitzung des Stadtvorstandes, 
n 23. Januar, 18 Uhr, »Haus der 
Begegnung«, Großenhainer Str. 93

Ständige Termine  
in der »Wir AG«
Offenes Treffen der  
Linksjugend Dresden
n Dienstags, 18 Uhr

Stammtisch »Verein  
Griechischer Bürger  
in Sachsen« 
n Donnerstags, 10 Uhr

Mitteilungen aus  
der Stadtgeschäftsstelle

Geschirr und Bücher
Wie ihr wisst, gibt es im Haus der Be-
gegnung einen kostenlosen Geschirr-
verleih, der sich – ich übertreibe nicht –  
großer Beliebtheit erfreut. Wenn ihr 
ausmisten wollt, freuen wir uns über Be-
steck, Gläser, Tassen und Teller. Was wir 
nicht brauchen, verschenken wir weiter. 
Es ist in guten Händen bei uns. Außer-
dem erhalte ich das Angebot aufrecht, 
Bücher, die ihr nicht mehr braucht, un-
ter den Genoss*innen und anderen Ver-
einen zu verteilen. Hier aber bitte nicht 
einfach vorbei bringen, sondern vorher 
anrufen unter Telefon 0351/8583801. 
Danke Euch!

Verteilung Zeitung  
im eigenen Wohngebiet
Ihr wollt uns unterstützen und Zei-
tungen bei euch im Wohngebiet in den 
Briefkästen verteilen, habt aber kein 
Auto um sie hier abzuholen oder wollt 
den weiten Weg nicht auf euch neh-
men? Dann sagt uns doch, wie viele ihr 
verteilen wollt und könnt, und ich küm-
mere mich darum, dass die Zeitungen 
zu Euch kommen. Denn wir wollen ja 
auch zwischen den Wahlkämpfen mit 
den Neuigkeiten aus Fraktion(en), Par-
tei und Gesellschaft die Dresdnerinnen 
und Dresdner informieren! 

Eure Kristin Hofmann

Das politische Gesche-
hen im Bundestag ein-
mal live erleben. Drei-
mal im Jahr kann ich 
mir Besuchergruppen 

aus meinem Wahlkreis bzw. aus 
Dresden und Umgebung dazu einla-
den. Dafür könnt ihr Euch zu einer 
der nächsten Fahrten bei meiner 
Wahlkreismitarbeiterin, Ute Bort-
lik, anmelden. Wenn ihr eine sol-

che zweitägige Reise mit Freunden 
und Freundinnen, eurer Sportgrup-
pe oder eurem Verein unternehmen 
wollt, ist dies auch möglich. Am bes-
ten ihr schreibt ihr dazu eine E-Mail 
oder ruft sie einfach in meinem 
Wahlkreisbüro in der »Wir AG« an.

Die Mahlzeiten, der Bustrans-
fer und die Übernachtung im Ho-
tel sind für die Teilnehmenden 
kostenfrei. Für den Besuch des 
Bundestages müsst ihr euch mit 
Name, Vorname, Adresse und Ge-
burtsdatum bei meiner Mitarbeite-
rin anmelden. Bei der Fahrt selbst 
ist es unbedingt nötig, ein gültiges 
Personaldokument (Personalaus-
weis oder Reisepass) dabei zu ha-
ben. Ich würde mich freuen, wenn 
ich euch demnächst in Berlin als 
Teilnehmer*innen einer Bundes-
tagsfahrt begrüßen kann.  

 Katja Kipping

Termine
Die Fahrten finden  
jeweils von Donnerstag  
bis Freitag statt:
• 27./28.Februar 2020 
• 23./24. April 2020
• 5./6.November 2020 

Kontakt
Wahlkreisbüro  
in der »Wir AG«
Martin-Luther-Str. 21
01099 Dresden

Öffnungszeiten
Montag–Donnerstag  
11:30 bis 13 Uhr und 14 bis  
17 Uhr, Freitag bis 15:30 Uhr

Anmeldung
Telefon 0351/5006165
katja.kipping.wk 
@bundestag.de

Sozialberatung im  
»Haus der Begegnung«
n Geschäftsstelle DIE LINKE, 
 Großenhainer Str. 93,  
ausschließlich nach 
vorheriger Anmeldung per 
E-Mail (kontakt@dielinke-
dresden.de) oder per
Telefon (0351/8583801)
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Nicht nur, dass Marx heute mit: 
»Der Wahlspruch eines jeden Kapi-
talisten und einer jeden Kapitalis-
tennation ist: Nach uns die Sintflut!«, 
weniger metaphorisch klingt, son-
dern die Resolution zum Klimanot-
stand ist auch von Bedeutung um 
der Schüler*innen- und Bürger*in-
nenbewegung Fridays for Future 
Rechnung zu tragen. Und: (Nein 
»und« ist zu lasch!) Gerade wir als 
Linke müssen einer progressiven 
Bewegung der Straße Rückende-
ckung in den Parlamenten und mit 
unserem Handeln geben! 

Unsere Aufgabe als Linke ist es, 
unser Profil so zu schärfen, dass 
wir erkennbar darlegen, dass die 
Klima frage #unteilbar mit der sozi-
alen Frage verbunden ist. Und wie 
gelingt das eindeutiger, abgesehen 
vom Aufzeigen des Widerspruchs 
zwischen Kapital und Arbeit am 
Beispiel der Lausitz, als zu fragen: 
Krieg oder Frieden? Annalena 
Baerbock (Grüne) hatte ernsthaft 
vorgeschlagen – unter Ausstoßes 
von enormen Mengen an CO2 – die 
gesamte deutsche Flotte in den Per-
sischen Golf zu verlegen!

Wir als LINKE sind an dieser 
Stelle die einzige Partei, die auf 
eine konsequente Friedenspolitik 
setzt und solch einen Wahnsinn 
verurteilt. Nicht nur, dass das Mi-
litär an sich unnötige Mengen an 
CO2 ausstößt; die Bundeswehr im-
merhin so viel wie Dresden und 
das US-Militär so viel wie Schwe-
den, weshalb auch gilt: Abrüstung 
ist Klimaschutz und Friedenspoli-
tik ist Klimapolitik!

Es sind auch die finanziellen 
Kosten: So fordert AKK für die Bun-
deswehr zwei Prozent des BIP. Statt-
dessen sollten wir an dieser Stelle 
fordern, zwei Prozent des BIP für 
die Energiewende bereitzustellen. 

Auch hier heißt es: Mittel sind 
genug da, aber es kommt auf die 
Verteilung an. Eine komplette Mo-
dernisierung des Pumpspeicher-
werks Niederwartha würde so viel 
kosten wie anderthalb Eurofighter. 
Zwei Bundeswehr-Eurofighter sind 
bei einem Zusammenstoß in der 
Luft diesen Sommer innerhalb von 
Sekunden pulverisiert worden. Zu-
sätzlich verlor ein Mensch sein Le-
ben, obwohl es laut einer schöneren 
Hymne heißt, »dass nie eine Mutter 
mehr Ihren Sohn beweint«. Anla-
gen der erneuerbaren Energien zu 
bauen, die den kompletten Primär-

energiebedarf Dresdens decken 
würden, würde so viel kosten wie 
circa sechs Wochen Bundeswehr. 
30 Jahre Verzicht – nicht auf den 
Urlaub – sondern auf Militär – und 
die Energiewende ist geschafft. 

Schwerter zu Windrädern!
Julez MCPR 

Am 2. November zum Stadtpartei-
tag stand der Stadtverband Dres-
den vor einer nach Wahlen viel 
gestellten und diskutierten Frage –  
Erneuerung oder weiter so?

Diese Frage stellte sich durch die anste-
henden Vorstandwahlen nicht so sehr inhalt-
lich, sondern vor allem personell. Obwohl die 
Wahl der Vorsitzenden recht unspektakulär 
war, da sich Anne und Jens als einzige Kandi-
dierende erneut aufstellen lassen haben, wur-
de es bei den Stellvertreter*innen schon ein 
bisschen spannender. Vier Kandidierende 
auf zwei Plätze, Yaki und Jenny als vorheri-
ge Stellvertreterinnen und Chris und Kristin 
als neue Gesichter. Bei den weiteren Vorstel-
lungen für den Vorstand wurde gespannt auf 
die Ergebnisverkündung der Wahlkommissi-
on gewartet. Letztlich war es soweit und die 
Antwort lautete: »Weiter so!«. Auch schafften 
es leider nur wenige junge Ge noss*innen, die 
in den letzten zwei Jahren Mitglied unserer 
Partei worden, als Beisitzer*innen in den neu-
en Vorstand. 

Natürlich kann man sagen, dass alle Kan-
didierende für die Posten geeignet waren 
und die Wahl somit keine Fehlentscheidung 
ist, aber ich frage mich, ob so ein »weiter so« 
nach den desaströse Wahlergebnisse zielfüh-
rend ist, da neue Menschen neue Ideen und 
Impulse einbringen können. Hinzu kommen 
die seit Juni, ja fast manischen, Betonungen 
darauf, dass wir zur Kommunalwahl keine ab-
soluten Stimmen verloren haben, um sich den-
noch auf die Schulter zu klopfen und internen 
Konsequenzen aus dem Weg zu gehen, aber 
die Schreie nach personellen Veränderungen 
auf Landesebene waren die Wochen nach der 
Landtagswahl groß. Warum nur da? Zusam-
menfassend ist die Wahl sicher kein Weltun-
tergang, aber gerade nach diesem schweren 
Jahr sollte sich jeder und jede nochmal Gedan-
ken darüber machen, ob das der Weg der Par-
tei auch in Zukunft sein sollte. Wir freuen uns 
auf den zukünftigen Austausch mit dem Stadt-
vorstand.  Nicol Kuntz

JUDEND 7

NACH STADTPARTEITAG

Weiter so!

Abrüstung  
ist Klimaschutz
Der Klimawandel ist in aller Munde. Schüler*innen streiken 
für eine Zukunft – die Politik muss handeln.

Schon jetzt bedroht der Anstieg des Meerespiegels die Bevölkerung 
pazifischer Inseln akut.

Linksjugend traf sich ländlichen Raum

Friedenspolitik 
ist Klimapolitik!

Wieder Jugendpolitischer Sprecher  
des Dresdner Stadtvorstandes: Florian Berndt

LINKSJUGEND-KLAUSUR

Positiver Blick in die Zukunft

In den letzten Monaten konnten wir viele neue Menschen, mit 
unterschiedlichen Perspektiven, aus verschiedenen Lebens-
situationen, bei uns willkommen heißen. Deswegen haben wir 
uns am ersten Dezemberwochenende zu einer Klausur im länd-
lichen Raum getroffen, um über unsere politischen Leitlinien, In-

halte und Aktionen für die nächsten Jahre zu sprechen. Wir hatten ein 
tolles Wochenende und blicken positiv in die Zukunft. Jugend voran! 
 Florian Berndt
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Mehrere aktuelle, gleich-
stellungspolitische Er-
folge in Sachsen zeigen: 
Links wirkt! So ent-
schied sich vor weni-

gen Wochen der Kreistag Nord sachsen –  
auf Antrag der dortigen Links  fraktion! –  
für die längst überfällige Einrich-
tung von Frauen schutzeinrichtungen 
in Torgau und Delitzsch. Damit wird 
endlich ein weißer Fleck in der Regi-
on geschlossen. Und in Leipzig gibt es 
seit Kurzem die erste sächsische Fach-
beratungsstelle für Sex arbeit – seit  
Langem eine Forderung der LINKEN.  
So erfreulich diese Entwicklung auch 
ist, umso drückender die Frage: Wie 
wird sich die Gleichstellungspolitik in 
den sächsischen Kommunen und Krei-
sen entwickeln, wenn die erstarkte AfD 
und die konservative CDU gemeinsa-
me Sache im Landtag machen? Was 
können wir von der SPD und den Grü-

nen in der Landesregierung erwarten? 
Letztere hatten beispielsweise dem lin-
ken Entwurf über ein Parité gesetz in 
der vergangenen Legislatur nicht zuge-
stimmt – wodurch ein sächsischer Land-
tag mit gleich vielen Frauen und Män-
nern in weite Ferne rückt. 

Es ist sehr wahrscheinlich, dass es 
gleichstellungspolitische Themen zu-
künftig noch schwerer haben. Dabei 
gibt es bereits zahlreiche Herausfor-
derungen: Von der fehlenden Grund-
finanzierung der Frauenhäuser, über 
die Kriminalisierung von Schwanger-
schaftsabbrüchen, bis hin zur klaffenden 
Entgeltlücke zwischen Männern und 
Frauen in Sachsen. Zudem entstehen 
durch neue technische Möglichkeiten 
weitere Problemlagen, beispielsweise 
die sexualisierte Gewalt und Angriffe ge-
gen Frauen im Internet. Wir brauchen al-
so zukünftig mehr linke Gleichstellungs-
politik, nicht weniger! Sarah Buddeberg

GLEICHSTELLUNG 

Links wirkt, rechts bedroht

DRESDNER STADTVERBAND 

Neuer Vorstand gewählt

Auf seinem Stadtparteitag am 2.  November wählte der 
Dresdner Stadtverband einen neuen Stadtvorstand. 
Während für das Amt der Stadtvorsitzenden allein die 
bisherigen Vorsitzenden Anne Holowenko und Jens 
Matthis kandidierten, stellten sich neben den bislang 

amtierenden Stellvertreterinnen Jacqueline Muth und Jenny Kun-
kel auch Kristin Dänhardt und Christopher Colditz für das Amt zur 
Wahl. Als Schatzmeister kandidierte Norbert Engemeier, als Jugend-
politischer Sprecher Florian Berndt. Für die 14 Plätze als Beisitzer im 
Stadt vorstand kandidierten insgesamt 27 Genoss*innen. Weiterhin 
gewählt wurden die Delegierten für den Bundesparteitag, sowie eine 
Nachrückerin für den Landesrat. Allen gewählten Genoss*innen sei 
herzlich gratuliert und allen, die sich mit ihrer Kandidatur zur Mit-
arbeit bereiterklärt haben, herzlich gedankt. Uwe Schaarschmidt

Ein aufregendes, man kann auch sagen stressiges Jahr geht zu Ende. Die Geschäfts-
stelle bleibt vom 16. Dezember bis 6. Januar geschlossen. Wir sind zwar ab und an 
da, leeren den Briefkasten etc. aber die die Geschäftsstelle ist geschlossen. Ich 
wünsche Euch einen schönen Jahres wechsel und eine angenehme Zeit mit Familie 
und Freundeskreis über die Feiertage! 

Wahlergebnisse
Stadtvorsitzende
• Anne Holowenko, Jens Matthis
Stellvertretende Stadtvorsitzende
• Jacqueline Muth, Jenny Kunkel
Schatzmeister
• Norbert Engemeier
Jugendpolitischer Sprecher
• Florian Berndt
Weitere Mitglieder 
• Kristin Dänhardt, Sarah Wiedermann, 

Uta Gensichen, Christel Machold, 
Rica Gottwald, Sophia Sprunk, Nicole 
Schumann, Marcel Ritschel, Magnus 
Hecht, Uwe Schaarschmidt, Tilo Kießling, 
Thomas Grundmann, Birger Höhn, 
Christopher Colditz

Weiterhin gewählt wurden die Delegierten für 
den Bundes parteitag, sowie eine Nachrücke-
rin für den Landesrat. 

Alle dafür gewählten Genoss*innen und die 
Stimm  ergebnisse aller Wahlen finden sich auf 
der Website des Stadt verbandes. 
n www.dielinke-dresden.de

JAHRESWECHSEL 

Veränderte Öffnungszeiten

Mehr Gleichstellungspolitik –  
nicht weniger!
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Kalt erwischt wurden vor allem Bünd-
nis 90/Die Grünen im Stadtrat, nach-
dem im August die drei Fraktionslosen 
mit der Unterschriftsberechtigung der 
SPD einen Antrag zur Ausrufung des 
Klimanotstandes in Dresden gestellt 
hatten. Das Wort Notstand erweckt den 
Eindruck, dass auf der Grundlage ei-
nes derartigen Beschlusses besondere 
Maßnahmen ergriffen werden könnten. 
Dem ist aber nicht so, es geht um eine 
Resolution, reine Symbolpolitik. Wie-
der einmal.

Erst debattieren –  
dann beschließen!
Um eine gemeinsame Abstimmungs-
grundlage zu haben, verständigten sich 
Abgesandte von Grün-Rot-Rot und die 
Fraktionslosen auf einen neuen Text, 
der als Eilantrag direkt in den Stadtrat 
katapultiert und ohne Vorberatung in 
Ausschüssen beschlossen werden soll-
te. Dies war unverständlich, hätte doch 
die Vorberatung in Ausschüssen und 
Stadtbezirken Gelegenheit geboten, ei-
ne öffentliche Debatte zum Thema und 
für abzuleitende praktische Maßnah-
men zu entfachen. Der Antrag, den Kli-
manotstand zunächst in den Ausschüs-
sen vorzuberaten, wurde durch die 
CDU gestellt und erhielt – auch durch 
die Stimme des Autors – eine Mehrheit. 
Nicht zuletzt war der Text durch die 
Fraktion noch gar nicht beraten und be-
schlossen, sondern nur durch Einzelne 
verhandelt worden.

Notstand rot-grün-
roter Umweltpolitik?
Pikant ist an der Sache: Seit nunmehr 
fünf Jahren gibt es eine Rot-Rot-Grüne 
Mehrheit im Stadtrat und seit vier Jah-
ren sind die für Klimaschutz maßgeben-
den Dezernate, nämlich Umwelt und 
Stadtentwicklung durch Grüne besetzt. 
Seit 2013 existiert als Grundlage für 
städtisches Handeln ein beschlossenes 
Energie- und Klimaschutzkonzept, wel-
ches allerdings von der grünen Umwelt-
bürgermeisterin noch nicht einmal an 
die geltenden Abmachungen der Ver-
träge von Paris 2015 angepasst wur-
de. Mit Ausrufung des »Klimanotstan-
des« und dem Eingeständnis, es würde 
nicht genügend und nicht alles Mögli-
che für den Klimaschutz getan, erklärt 
die RGR-Kooperation augenschein-
lich noch den Bankrott ihrer eigenen 

Klimaschutz muss 
sozialverträglich sein!

Klimaschutzpolitik, unter Federfüh-
rung derjenigen, die seit Juni 2018 ei-
ne Beschluss kontrolle zum Integrier-
ten Energie- und Klimaschutzkonzept 
entweder nicht gelesen oder nicht be-
achtet haben, in der von allerlei Prob-
lemen und gescheiterten Projekten zur 
CO₂-Reduzierung zu lesen ist.

Klimaschutz sozial- 
verträglich abwägen!
Nicht zuletzt hat verbaler Aktionis-
mus für DIE LINKE auch eine strategi-
sche Komponente. Eine Ökoenthusias-
tin prägte auf der Landesversammlung 
zur Kür der Landtagsliste den verhäng-
nisvollen Satz: »Was nützt uns sozia-
le Gerechtigkeit, wenn das Klima zu-

Im September sollte per Eilantrag der »Klimanotstand« in Dresden durch 
den Stadtrat beschlossen werden. Dieser Antrag soll nun durch DIE LINKE 
mit einer Sozialklausel versehen werden.

sammenbricht?« Die Antwort wäre die 
Gegenfrage der Geringverdienenden 
und Prekären: »Was interessiert mich 
Klimaschutz im Jahre 2035, wenn ich 
nächste Woche mit Kind und Kegel aus 
meiner Wohnung raus muss?«

Inzwischen sind die Fraktion DIE 
LINKE im Stadtrat Dresden und der 
Stadtverband DIE LINKE Dresden wie-
der einen Schritt weiter. Wichtig war 
für die Fraktion, dass unbedingt eine 
soziale Komponente in die Resolution 
zum Klimanotstand eingebaut wird 
und eine Anerkennung dessen, dass 
der Beitrag der Bundesrepublik zur 
CO₂-Reduktion im Wesentlichen auf 
dem Strukturwandel in Ostdeutsch-
land seit 1989 beruht. Manchmal wur-
den dabei, wie in Dresden, Braunkoh-
lekraftwerke durch Gaskraftwerke 
mit Kraft-Wärme-Kopplung ersetzt, 
das ist gut, nicht selten aber einfach 
nur deindustrialisiert – mit allen wirt-
schaftlichen und sozialen Folgen bis 
heute. Diese beiden Aspekte wurden 
von der Fraktion in den Antrag einge-
arbeitet und vom Stadtparteitag bestä-
tigt. Eigentlich ist die Klimafrage kein 
Notstand. Denn am Ende steht die Vi-
sion einer Energieversorgung durch 
erneuerbare Energie wie Sonne und 
Wind, und nicht durch Verbrauch von 
begrenzt vorhandenen Ressourcen 
und Belastung der Umwelt durch Ab-

Elbhochwasser in Dresden, fotografiert am 5. Juni 2013

fallstoffe und Strahlung. Warum auch 
immer wird allerdings nicht mit der 
Vision Politik gemacht, sondern dem 
»Notstand«, und der kleiner Zeh warnt, 
dass vor diesem Hintergrund nicht 
so sehr die zukünftige Energieversor-
gung im Mittelpunkt steht, sondern 
einmal mehr soziale Härten und Zumu-
tungen gerechtfertigt werden sollen.

CO₂-Bepreisung ist eine 
vulgäre Verbrauchssteuer
Nicht zuletzt besteht die Gefahr, dass 
Klima- und Umweltveränderungen 
zur Rechtfertigung einer vulgären 
Einführung einer neuen Verbrauchs-
steuer und neuer Subventionen miss-
braucht werden – und zwar ohne dass 
für Klima- und Umweltschutz etwas 
dabei rüberkommt. Gleichzeitig soll ja 
der Solidaritätszuschlag gesenkt oder 
abgeschafft werden, also eine Einkom-
menssteuer, die erst ab einem mittle-
ren Einkommen bezahlt werden muss. 
Senkung der Einkommenssteuer und 
Anhebung der Verbrauchssteuern war 
aber noch nie Ziel der LINKEN. Denn 
da werden die Reichen reicher und die 
Armen ärmer. Und die Reichen kriegen 
die Subvention für die Ökosanierung 
ihres Wohneigentums und 6.000 Eu-
ro für das neue Elektroauto noch oben 
draufgepackt. Tilo Wirtz

Wichtig war, 
dass eine soziale 
Komponente  
in die Resolution  
zum Klima-
notstand  
ein gebaut wird
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Die Bunte Republik Neustadt ist 
über die Grenzen des Stadtviertels 
hinaus bekannt. Seit vielen Jahren 
gibt es aber Kritik an der immer 
stärkeren kommerziellen Ausrich-
tung der Veranstaltung. Viele An-
wohner*innen fühlen sich auch 
von den Begleiterscheinungen ei-
nes solchen Festes gestört. Und die 
Verwaltung bummelt manchmal 
bei der Bearbeitung der Anträge 
für Stände und Programm.

Kann der anarchistisch-kre-
ative Geist der Bunten Republik 
Neustadt durch die sehr formale 
Konstruktion einer eigenen Sat-
zung bewahrt werden? Ich hoffe es. 
Und ich habe die Idee, mit anderen 
Stadträten aus der Neustadt eine 
»BRN-Satzung« in den Stadtrat ein-
zubringen.

Die Bunte Republik Neustadt 
war am Anfang ein künstlerischer 
Prozess gegen die Vereinigung und 

Vereinnahmung 1990. Es ging ge-
gen Mietspekulationen und für den 
Erhalt von Freiheiten. Mittlerweile 
ist die BRN eines der größten Stra-
ßenfeste in Deutschland. Jedes Jahr 
kommen geschätzte 150.000 Besu-
cher*innen in das Viertel. Dort gibt 
es viel zu erleben. Viel Musik und 
manch spontane Aktion, viel Bier 
aber auch viel Müll, Lärm und zu 
wenige Toiletten. Die Besonderheit 
besteht darin, dass es keinen Ver-
anstalter des Ganzen gibt. Jede An-
wohnerin hat das Recht, vor ihrer 
Türe zu machen oder zu verkaufen, 
was sie will. Das führt an einigen 
Ecken zu Konflikten, an anderen zu 
einem Überangebot an Geschmack-
losigkeit. Den organisatorischen 
Rahmen dafür stellen die Stra-
ßensondernutzung sowie die Poli-
zeiverordnung und ein ominöses, 
weil intransparentes Sicherheits-
konzept. Alles ist nicht tauglich 

und auch gar nicht dafür gedacht, 
eine solche komplexe Veranstal-
tung zu ermöglichen.

Nach vielen Diskussionen im 
Viertel über die Zukunft der BRN 
hat sich herausgestellt, dass eine 
eigene Festsatzung viele der Prob-
leme gleichermaßen lösen könnte. 
Was könnten Bestandteile dieser 
Satzung sein?
1. Ein Kuratorium, um inhaltliche 

Entscheidungen zu beraten, 
2. Zonen unterschiedlicher Nut-

zung, in die das Festgebiet einge-
teilt werden kann,

3. Die Nutzungsgebühren könn-
ten anders variiert werden als 
in der Straßensondernutzung. 

4. Mehrwegverpackungen und 
ein Pfandsystem,

5. Die zeitlichen Abläufe der An-
meldung könnten auch für die 
Verwaltung verbindlich festge-
legt werden. Magnus Hecht

Behindertenparkplätze vor dem Rathaus sind spärlich vor-
handen. Das fiel auch Stadtbezirksbeirat Uwe Baumgarten 
auf. Der setzte sich – gewohnt energisch und unermüdlich –  
mit unserer Fraktionsgeschäftsstelle in Verbindung und 
die wiederum mit unserer Sozialbürgermeisterin, dem Stra-

ßen- und Tiefbauamt und der Beauftragten für Menschen mit Behinde-
rung. Nach ausführlichem Mailwechsel das Ergebnis: zwei neue Park-
plätze für Menschen mit Behinderung in der Schulgasse. Manchmal 
hilft der kurze Draht in die Verwaltung und immer hilft die Fraktions-
geschäftsstelle. Wer also ein Anliegen hat, ist in den Räumen der Frak-
tion DIE LINKE im Rathaus herzlich willkommen.  Die Redaktion

Eine Satzung für die BRN
Gegenwärtig wird in Zusammenarbeit mit anderen 
Neustädter Stadträten der Grünen, SPD und 
Fraktionslosen eine neue BRN-Satzung vorbereitet.

Der Oberbürgermeister wird beauf-
tragt einen Runden Tisch für die 
konzeptionelle Entwicklung der 
Robotron- Kantine als innerstäd-
tischen Kultur-, Wissenschafts- 

und Begegnungsort einzuberufen. An dem 
Runden Tisch sollen Verwaltung, Politik so-
wie Kreative und Kulturschaffende vertreten 
sein, darunter die Leitung des Kunsthauses 
Dresden sowie Vertreter*innen des Projekts 
Open Future Lab.«  So lautete der zweite Punkt 
meines Antrages zur Robotronkantine vom 
4. Juli 2019. 

Bereits mehrere Runden fanden mit der Kul-
turverwaltung, den Projektvertreter*innen 
und verschiedenen Ämtern (Hoch- und Tief-
bau, Liegenschaft, Umwelt) statt und es wur-
den verschiede Rahmenbedingungen erör-
tert. Diese wurden an diesem Abend von den 

Bürgerinnen und Bürgern in verschiedenen 
Themen kreisen diskutiert. Dreimal 20 Minu-
ten konnte man sich jeweils in einer Themen-
runde beteiligen und erlebte dadurch immer 
wieder andere Teilnehmer*innen. Es gab äu-
ßerst unterschiedliche Vorstellungen zur Nut-
zung und Umbau der Kantine. Deutlich wurde, 
wie groß der Bedarf an Räumen zur freien Nut-
zung für Kultur, Kunst, nachbarschaftliche 
Treffen und zahlreiche andere Bedürfnisse 
ist. Dies kann die Robotronkantine, welche 
mit den zwei Sälen etwa 800 Personen Platz 
bieten kann, nicht alle erfüllen. Aber auf je-
den Fall soll die bauliche Struktur erhalten 
bleiben und sich dem zu entwickelnden Quar-
tier aus Wohnen, Schule und Kita in der Ling-
nerstadt öffnen. Im Februar 2020 soll das Nut-
zungskonzept vorgestellt werden. Anja Apel

BÜRGERBETEILIGUNG  
ZUR ROBOTRONKANTINE 

Suche nach 
eierlegender 
Wollmilchsau 

FRAKTIONSGESCHÄFTSSTELLE

Neue Behindertenparkplätze

Die BRN lockt jährlich geschätzte 150.000 Besucher an. Mit der neuen Satzung soll das Fest 
seinen ursprünglichen Charakter zurückerhalten.

Die Robotron-Kantine soll erhalten werden, 
fordert DIE LINKE. 
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Achtlos abgestellte E-Roller im Dresdner 
Stadtgebiet stellen für alle Verkehrsteil-
nehmer, vor allem aber für seh- und geh-
behinderte Menschen, eine große Ver-
kehrsbehinderung dar. Daher bringt DIE 

LINKE Stadtratsfraktion nun einen Antrag ein, um 
den Ko operationsvertrag mit den entsprechenden 
E-Roller-Anbietern so zu qualifizieren, dass das Ab-
stellen von Rollern im öffentlichen Straßenraum nur 
an festgelegten, räumlich begrenzten Stationen zuläs-
sig ist, dass die Anzahl an maximal zulässigen E-Rol-
lern im Stadtgebiet reduziert und dass das Aufladen 
der Roller durch private Nutzende untersagt wird. 
E-Roller sollen nicht im Dresdner Stadtgebiet verboten 
werden, vielmehr geht es darum, mehr Sicherheit für 
alle Verkehrsteilnehmer zu schaffen.  Die Redaktion

Saubere Luft, Nutzung von Ener-
gie aus regenerativen Quellen und 
nachhaltige Wirtschaft müssen ei-
ne wichtige Komponente sozialer 
Standards sein. Steigende Tempe-
raturen, weniger Niederschlag im 
Sommer, dafür mehr im Winter 
und steigende Sonnenscheindauer 
schreien nach Handlungsbedarf.

Zu Fridays for Future kamen 
Parents for future und Scientists 
for future. Alle fordern nicht nur 
das Handeln der Politik, sondern 
machen konkrete Vorschläge für 
nachhaltigeres Handeln.

Die Lausitz ist nicht Dresden, 
aber auch unser Problem. Es muss 
um sozial verträgliche Ausstiegss-
zenarien gehen. Verstromung von 
Braunkohle können wir uns nicht 
länger leisten. Die Proteste von En-
de Gelände in den Tagebauen Wel-
zow-Süd und Jänschwalde legten 
hier den Finger in die Wunde. Die 
Stadt Dresden hat ein integriertes 
Energie- und Klimaschutzgesetz, 
einen Luftreinhalteplan, ein Stra-

ßenbaumkonzept, ein Fachleitbild 
Stadtklima, einen Verkehrsent-
wicklungsplan 2025 plus – und 
trotzdem genügen die Maßnahmen 
nicht. Wir müssen alle Aktionen 
konsequenter darauf prüfen, dass 
wir tatsächlich und schnellstmög-
lich Klimaneutralität sozial gerecht 

erreichen: Weniger und CO₂-neu-
traler Verkehr, weniger und effek-
tiverer Energieverbrauch, eine 
klimaneutrale Verwaltung (vom 
Papier- über Energieverbrauch bis 
zur Nutzung umweltschonender 
Transportmittel für alle Wege der 
Verwaltung und der Arbeitswege 
der Mitarbeiter*innen). Der Fahr-
radwegeplan muss höchste Priori-
tät bekommen. Unser Antrag »Dres-
dens Märkte plastikfrei« beinhaltet 
konkrete Maßnahmen, die wir in 
der Stadt selbst umsetzen können. 
Notwendige Maßnahmen dürfen je-
doch Menschen mit geringem Ein-
kommen nicht noch mehr belasten 
und niemanden von der Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben aus-
schließen.  Margot Gaitzsch

Ist unsere Umwelt  
noch zu retten?
Klimaschutz ist in unserer Partei nicht erst seit 
Fridays for Future ein wichtiges Thema.

Mit welchen Erwartungen bist du als neue 
Stadträtin in die Wahlperiode gestartet?

Erwartungen hatte ich weniger, es wa-
ren mehr die eigenen Zielsetzungen. Ich bin 
mit dem Vorsatz gestartet, mich vorerst zu-
rückzuhalten, zu verstehen und zu lernen 
sowie meine gewünschten Themenschwer-
punkte durch eine Besetzung in den Aus-
schüssen und Gremien zu verankern. Ein wei-
terer Schwerpunkt lag in der Schaffung einer 
stadtteilbezogenen Arbeit in Gorbitz /Cotta 
durch eine enge Zusammenarbeit mit den 
Stadtbezirksbeiräten. Das ist erreicht bzw. ar-
beite ich dies weiter aus.

Welche politischen Ziele verfolgst du auf 
Stadtratsebene und wie könnte man diese 
deiner Meinung nach umsetzen?

Ich brenne für die Themen Digitalisierung 
und Nachhaltigkeit. Die öffentliche Hand muss 
Verwaltungsprozesse effizient, sicher und bar-
rierefrei gestalten und anbieten. Gleichzeitig 
braucht es mehr Grün für die Stadt Dresden 
und die IT. Kommunen verfügen über eine 
große Menge an privaten und öffentlichen Da-
ten, die spezifisch administriert werden müs-
sen. Nachhaltigkeit und eine durchdachte 
Digitalisierung lassen sich wohl nur errei-
chen, indem man nicht locker lässt und sich 
mit dem nötigen Sach- und Fachverstand ver-
netzt. Wichtig ist mir aber auch die stadtteil-
bezogene Basisarbeit vor Ort in Gorbitz und 
Cotta. Besonders Gorbitz ist eine politische 
Herausforderung, aber ich habe das nötige 
Handwerkszeug dafür – ein offenes Ohr, die 
Kommunikation auf Augenhöhe und einen 
überaus engagierten Stadtbezirksverband.

Das Interview führte Jana Neveling

PORTRÄT

»Ich habe das nötige 
Handwerkszeug«

VERKEHRSHINDERNIS

E-Roller im 
Stadtbild 

Die Werte geben die durchschnittlichen Abweichungen zum langjährigen  
Mittel von 1981 bis 2010 an. (Quelle: https://www.wetterkontor.de/de/wetter/
deutschland/monatswerte-station.asp?id=10488)

Katharina Hanser ist Medieninformatikerin,  
Mitglied in den Ausschüssen für Allgemeine 
Verwaltung, Wirtschaftsförderung und Sport 
sowie im Kleingartenbeirat.

149 Milliarden Euro Folgekosten entstehen pro Jahr durch Verkehr.  
Der Straßenverkehr ist für 95 Prozent der Kosten verantwortlich. 

Die grünen E-Roller der Firma Lime fallen im 
Stadtbild deutlich auf. 

Zeitraum Temperatur Niederschlag Sonnenschein

Sommer 2019 + 2,8 53 % 132 %

Frühjahr 2019 + 0,8 82 % 116 %

Winter 2018/19 + 2,0 141 % 113 %
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SPD und die Grünen blockie-
ren die Einigung bezüglich 
der Tariferhöhung im öffent-
lichen Nahverkehr. Nun wer-
den die Tickets ab Sommer 

2020 teurer. 
Kurz vor der Sondersitzung des 

Stadtrats setzt OB Hilbert eine Vorlage 
auf die Tagesordnung, um sich vor der 
geplanten Tariferhöhung mit dem Rat 
auf ein gemeinsames Votum zu verstän-
digen. DIE LINKE handelt mit der CDU 
einen Kompromissvorschlag aus, einer 
Erhöhung der Parkgebühren zuzustim-
men, aber dafür die Abo-Monatskarte 
stabil zu halten und Handwerker, sozi-
ale Dienste und Berufspendler von der 
Preiserhöhung fürs Parken auszuneh-
men. Auch das 365-Euro-Ticket wird zur 
Sprache gebracht, für das OB Hilbert 

bis April einen finanziell untersetzten 
Vorschlag vorlegen soll. All das schei-
tert jedoch am vehementen Widerstand 
von Grünen und SPD. 

Durch ihre Ablehnung stimmt schließ-
lich auch die CDU gegen Hilberts Vorla-
ge, so dass die notwendige Mehrheit nicht 
erreicht werden konnte. Dazu Stadtrat 
Jens Matthis (DIE LINKE): »Die fehlende 
Kompromissfähigkeit in Richtung CDU 
hat leider dazu geführt, dass in Punkto 
Parkgebühren nun gar nichts beschlos-
sen wurde. Ich sehe auch nicht, wo in den 
nächsten fünf Jahren dafür eine Mehr-
heit ohne den moderaten CDU-Flügel her-
kommen soll.«

Der Einzelfahrschein soll ab Sommer 
2020 nun 2,50 Euro kosten, die Monats-
karten verteuern sich um drei bis vier 
Prozent.  Die Redaktion
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WILDE PARTY IM RATHAUS

Soviel kostete 
Hilberts Sause

Im Rahmen des neuen Formats »Im Gespräch« standen Sozial-
bürgermeisterin Dr. Kris Kaufmann und LINKEN-Fraktions-
vorsitzender André Schollbach im November bei eisigem 
Wind am Pirnaischen Platz. Dort diskutierten sie mit Bürge-
rinnen und Bürgern, die sich für aktuelle Themen aus dem 

Stadtrat interessierten. Auch eine Pegida-Anhängerin und ein Mit-
glied der AfD kamen, um zu behaupten, dass es in Dresden weder 
Nazis noch Probleme mit solchen gebe – eine Auffassung, die sie 
exklusiv für sich hatten. Die Redaktion

IM GESPRÄCH  

Tapfer bei 
eisigem Wind

FAHRPREISE BUS UND BAHN

Fehlende Fähigkeit 
zum Kompromiss

Der Dresdner Stadtrat konnte sich nicht 
auf ein gemeinsames Votum bezüglich der 
Tariferhöhung im Nahverkehr einigen, nun 
steigen die Fahrpreise.

Trotz der Kälte war die Stimmung am Infostand locker 
und entspannt.

OB Hilbert versucht mit einer Party im Rathaus  
bei Erstwähler*innen zu Punkten. (Symbolbild)

Oberbürgermeister Dirk Hilbert fehlt zwar immer mal 
wieder bei Stadtratssitzungen. Dafür feiert er gern 
und schmeißt Jahr für Jahr eine große Party im Rat-
haus. An einem einzigen Abend wurden dafür rund 
150.000  Euro(!) an Steuergeldern verprasst, wie jetzt 

eine Anfrage von Stadtrat André Schollbach ergab. Ganz schön viel, 
meint der LINKEN-Fraktionsvorsitzende: »Während bei der Jugend-
hilfe oder den Kulturvereinen jeder Euro dreimal herumgedreht 
werden muss, wird städtisches Geld hier mit vollen Händen ausge-
geben. Herr Hilbert benutzt diese Partys, um sich selbst zu inszenie-
ren und Hof zu halten.« Die Redaktion


